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			Buenos Aires neues Mitglied des Netzwerks „Morgenstadt“ 

			Von Julia Kornberg
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			(v.l.n.r.) AHK-Vizepräsident Claus Lenz Wünschmann, Lorenzo Basso, Staatssekretärin Silvia Torres, Thomas Rachel, Jorge Elustondo und Andy Freire. (Foto: Kornberg)

			Buenos Aires (AT) - Heutzutage wohnt mehr als die Hälfte der Weltbevölkerung in Städten oder Megastädten - mit steigender Tendenz. Wie kann man angesichts dieser Entwicklung nachhaltiges Wachstum gestalten? Dies ist die Problemstellung, mit der sich das Projekt „Morgenstadt“ beschäftigt - ein Netzwerk, dem die Metropolregion Buenos Aires seit kurzem beigetreten ist.

			Aus diesem Grund fand im Metropolitan Design Center (CMD) im Ortsteil Barracas am Dienstag die Veranstaltung „Innovaires“ statt, an der für die Stadtregierung Modernisierungsminister Andy Freire, für die Provinz Buenos Aires Produktionsminister Jorge Elustondo, für das deutsche Forschungsministerium der parlamentarische Staatssekretär Thomas Rachel sowie für das Fraunhofer Institut Alexander Rieck teilnahmen.

			„Morgenstadt“ ist eine Initiative des deutschen Fraunhofer Instituts für angewandte Forschung. Das Projekt hat zum Ziel, die „Megastädte” der Welt miteinander zu vernetzen. Auf dieser Grundlage will das Institut gemeinsam mit zahlreichen Partnern Zukunftskonzepte für eine nachhaltige, lebenswerte und wandlungsfähige Stadt von morgen entwickeln.

			Buenos Aires wird der erste Partner von „Morgenstadt“ in Südamerika sein, wie Thomas Rachel erläuterte. Dies müsse Vorbildcharakter für den ganzen Subkontinent haben. „Die Stadt ist nicht das Problem, die Stadt ist die Lösung“, formulierte der Staatssekretär. Die Herausforderung sei es, die Veränderungen der sich schnell verändernden Welt positiv zu gestalten, damit sich das Leben in der Stadt nachhaltig und gedeihlich zum Wohle der Menschen entwickele.

			Eine Stadt erfolgreich zu gestalten, sei eine interdisziplinäre und interinstitutionelle Aufgabe, die der Mitarbeit verschiedener Sektoren bedürfe, wie Lorenzo Basso, der Präsident von UBATEC, einer von Universität, Stadt und Wirtschaft von Buenos Aires gebildeten Entwicklungsgesellschaft, unterstrich.

			Jeden Tag pendeln 3 Millionen Menschen in die Stadt Buenos Aires, wo genauso viele Menschen dauerhaft wohnen. Dies bringt Herausforderungen für Mobilität und Verkehr mit sich. Aber auch Aspekte des Umweltschutzes sind für die Stadtentwicklung von großer Wichtigkeit. So waren Probleme wie die Verschmutzung der Flüsse Riachuelo und Reconquista, die Notwendigkeiten, erneuerbare Energien zu fördern sowie Abfälle umweltverträglich zu entsorgen bzw. zu recyceln, weitere Themen des Podiumgesprächs.
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			Pflege des deutsch-jüdischen Kulturerbes

			Forschungsprojekt in deutscher Botschaft vorgestellt
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			Bernhard Graf von Waldersee mit Dr. Regina Neum-Flux (M.) und Dr. Manuela Hackel von der Uni Potsdam. Diese schenkten ihrem Gastgeber das Buch „Das Kulturerbe der deutschsprachigen Juden“ von Dr. Elke-Vera Kotowski. (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT/mc) – Das kulturelle Erbe der deutschen Juden, die nach Argentinien emigriert sind, soll nicht in Vergessenheit geraten. Dies ist die Idee eines Projektes des Moses Mendelssohn Zentrums Potsdam (MMZ), das vor wenigen Tagen in der deutschen Botschaft von Buenos Aires vorgestellt wurde. Dabei sollen vor Ort Praktikumsplätze für Studierende geschaffen werden. 

			Der deutsche Botschafter Bernhard Graf von Waldersee sprach von einem „außergewöhnlichen Projekt“, weshalb er die Räume der deutschen Auslandsvertretung für die Präsentation zur Verfügung gestellt habe.

			Liliana Löwenstein, Kulturmitarbeiterin der Botschaft, skizzierte stellvertretend für die zuständige MMZ-Wissenschaftlerin Dr. Elke-Vera Kotowski die grundsätzlichen Ziele des Vorhabens. Es geht um eine langfristige Vernetzung von Forschungseinrichtungen, Vereinen, Gemeinden und Museen aus aller Welt, die sich intensiv mit der Bewahrung des deutsch-jüdischen Kulturerbes befassen. Möglichst viele Zeugnisse sollen dabei digitalisiert und dadurch ein globaler, unmittelbarer Zugriff auf historische wertvolle Primärquellen ermöglicht werden. 

			Liliana Löwenstein erinnerte in diesem Zusammenhang daran, dass die Zeit der Menschen, die die Emigration der 30er-Jahre noch selbst erlebt haben, unweigerlich zu Ende gehen werde. So verstarb zuletzt der aus Fürth stammende Schriftsteller Roberto Schopflocher. Es sei von daher umso wichtiger, die Zeugnisse der noch lebenden deutsch-jüdischen Einwanderer festzuhalten. Das Projekt wird gefördert vom Beauftragten der deutschen Bundesregierung für Angelegenheiten der Kultur und der Medien, dem Auswärtigen Amt, dem Goethe-Institut und der Deutschen Welle.

			Das Mendelssohn Zentrum engagierte sich in Buenos Aires bereits mit der Ausstellung über das jüdische Krankenhaus Berlin, die zunächst im hiesigen jüdischen Museum und anschließend im Deutschen Krankenhaus (Hospital Alemán) gezeigt wurde. Seit wenigen Tagen ist sie nun in Tucumán zu sehen.  

			Die Universität Potsdam, der das Mendelssohn Zentrum angeschlossen ist, strebt aber auch auf weiteren Feldern eine Zusammenarbeit mit hiesigen Institutionen an mit dem Ziel, Praktika für Studenten zu schaffen. Dr. Manuela Hackel vom Akademischen Auslandsamt der Uni warb um Partner vor Ort, die geeignete Praktikumsstellen anbieten könnten. Die Hochschule unterhält ein weltweites Netz von Praktikums- und Austauschprogrammen.

			Hackel betonte, wie wichtig es sei, die Studenten bei deren ersten Schritten in Richtung Berufsleben zu unterstützen und sie auf den Arbeitsmarkt vorzubereiten. „Ab in die Praxis“, lautet das Schlagwort. Ziel der Uni sei von daher, den Studierenden Praktikumsplätze „auf dem Silbertablett“ anzubieten. Mit Blick auf potenzielle Partner gerichtet, sprach die Wissenschaftlerin von einer Win-win-Situation: Institutionen vor Ort profitierten, indem sie Hilfe bei ihrer Arbeit erhielten. Die Praktikanten ihrerseits könnten an geeigneten Orten wichtige Berufserfahrungen sammeln.

			Per Videobotschaft kam auch Uni Präsident Dr. Oliver Günther zu Wort. Er hob in seinem Grußwort hervor, wie wichtig Auslandsaufenthalte für die Entwicklung junger Menschen seien.
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			Die Woche in Argentinien

			Macris Bildersturm

			Präsident Mauricio Macri will neue Akzente bei der Gestaltung des Präsidentenpalastes setzen. Vor allem die als ideologisch empfundenen Dekorationen, die seine Amtsvorgängerin Cristina Fernández de Kirchner veranlasst hatte, will der neue Hausherr in der Casa Rosada beseitigen. Wie die Zeitung „Clarín“ berichtet, soll  in den nächsten Tagen die Büste von Néstor Kirchner aus dem zentralen Eingangsbereich verschwinden. Zusammen mit den nachgebildeten Köpfen der anderen historischen Präsidenten soll sie in die Ehrenhalle gestellt werden, wo die Büsten der einstigen Amtsträger in chronologischer Reihenfolge präsentiert werden sollen. Auch die von Cristina eingerichtete „Galerie der Patrioten“ soll es bald nicht mehr geben. Bereits abgehängt wurden die Porträts von Néstor Kirchner und Hugo Chávez. Den Bildern von Ernesto „Che“ Guevara, Eva Perón, Salvador Allende, Pancho Villa, Simón Bolívar, Tupac Amara und Augusto Sandino ist nun ein ähnliches Schicksal beschieden. Neugestaltet werden soll zudem das Bicenternario-Museum, wo die neuen Machthaber ein „neues Gleichgewicht“ der Darstellung der argentinischen Geschichte herbeiführen wollen. Ihnen sind Präsidenten wie Juan Manuel de Rosas, Juan Domingo Perón oder Néstor Kirchner zu sehr glorifiziert, während andere wie Domingo Faustino Sarmiento, Julio Argentino Roca oder Raúl Alfonsín nicht ausreichend genug präsentiert würden.

			Korruptionsverdacht

			Es geht um die öffentlichen Aufträge für den Bauunternehmer Lázaro Báez. Die Verkehrsverwaltung in der Provinz Santa Cruz muss sich derzeit einer Ermittlung durch die übergeordnete Bundesbehörde unterziehen, bei der mögliche Unregelmäßigkeiten untersucht werden soll. Dies berichtet die Zeitung „Clarín“. Laut Darstellung des Blattes habe Báez, der als Günstling des Präsidentenehepaars Kirchner gilt, in den vergangenen zwölf Jahren rund 70 Prozent der insgesamt fast 14,5 Milliarden Pesos erhalten, die die Kirchner-Regierung in Verkehrsprojekte in Santa Cruz gepumpt habe. Báez habe zwar im vollen Umfang kassiert, doch von den ihm übertragenen Vorhaben sei lediglich ein Drittel auch tatsächlich fertiggestellt worden, heißt es in dem Bericht. Wie die Zeitung unter Berufung auf Regierungskreise berichtet, sei Santa Cruz während der Kirchner-Jahre im Vergleich zu anderen Gliedstaaten stark bevorzugt worden. So erhielt die vergleichsweise kleine Heimatprovinz von Néstor Kirchner in den vergangenen zwölf Jahren rund elf Prozent der im Bundeshaushalt für Verkehrsprojekte vorgesehenen Mittel. Zum Vergleich: Die deutlich größere Provinz Córdoba bekam während des gleichen Zeitraums nur sieben Prozent zugeteilt.

			Schussattacken 

			Zwei verletzte Frauen – dies ist die traurige Bilanz eines Angriffs auf ein Gebäude der Partei    „Nuevo Encuentro“ im Buenos Aires-Stadtteil Villa Crespo, der sich am späten Samstagabend ereignete. Ein bislang unbekannter Täter feuerte mehrere Schüsse auf das Haus an der Straßen-ecke Gurruchaga und Serrano ab. Die beiden Opfer wurden umgehend ins Krankenhaus Durán gebracht, waren aber außer Lebensgefahr. Der Zwischenfall geschah, als Parteimitglieder und Sympathisanten die Einweihung ihres neuen Lokals feierten.  „Nuevo Encuentro“ wird von Martín Sabbatella geführt, der als treuer Gefolgsmann der Kirchners gilt und bis zum Regierungswechsel die Rundfunkkontrollbehörde AFSCA leitete. Sabbatella deutete den Vorfall als den „gewalttätigsten Beginn für eine Präsidentschaft in den letzten Jahrzehnten“. Doch auch von der neuen Regierung kamen deutliche Wort der Verurteilung. So erklärte Sicherheitsministerin Patricia Bullrich nach einem Treffen mit Sabbatella, dass man derart gewalttätige Aktionen in keiner Weise tolerieren könne. Am selben Samstag kam es auch in Mar del Plata zu einem Akt der Gewalt, als Unbekannte fünf Flintenschüsse auf ein Lokal der Kirchner-treuen Nachwuchsorganisation „La Cámpora“ abfeuerten. 

			Rechtsextreme verhaftet

			Der Polizei ist in Mar del Plata ein Schlag gegen eine dort operierende Bande von Rechtsradikalen gelungen. Vor wenigen Tagen wurden in der Küstenstadt drei Männer festgenommen, denen zur Last gelegt wird, vor wenigen Wochen an dem Überfall auf die Gaststätte „Nevermind“ (wir berichteten) teilgenommen zu haben. Auch weitere Attacken wie die auf eine Begegnungsstätte für Bolivianer und das Denkmal zu Ehren der Opfer der Militärdiktatur sollen auf das Konto der drei Festgenommen gehen, die der Neonazi Organisation „Bandera Negra“ (Schwarze Fahne) zugeordnet werden. Einer von ihnen ist der Schwiegersohn des rechtsradikalen Politikers Carlos Pampillón. Insgesamt registrierten die Behörden zuletzt rund 30 Vorfälle mit rechtsextremem Hintergrund in Mar del Plata. Sollten die Festgenommenen für schuldig befunden werden, müssten sie mit Freiheitsstrafen von bis zu zehn Jahren rechnen, so Opferanwalt José Luis Zerillo. Vor wenigen Tagen gab auch Friedensnobelpreisträger Adolfo Pérez Esquivel bekannt, dass sein Haus in Mar del Plata völlig durchwühlt worden sei. Er stellte einen Zusammenhang mit den Neonazi-Umtrieben in der Stadt her.

			Tote bei Flugzeugunglück

			Bei dem Zusammenstoß von zwei Kleinflugzeugen in der Luft sind drei Menschen umgekommen. Ein Insasse wurde verletzt, wie der Nachrichtenagentur Télam am Dienstagabend berichtete. Die beiden einmotorigen Maschinen stießen im Flug aus noch ungeklärter Ursache in der Nähe des Aeroclubs von General Rodríguez zusammen, 50 Kilometer westlich von Buenos Aires, teilte die Behörde für Flugunfalluntersuchung (JIAAC) über Twitter mit. Die verunglückten Maschinen seien eine Cessna 152 und ein Prototyp des hiesigen Flugzeugbau-Unternehmens Petrel gewesen. (AT/mc/dpa)
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			Kongressdebatten

			Die landesweiten allgemeinen Wahlen von 2015 haben weder im Senat noch im Abgeordnetenhaus Mehrheiten für die Regierungskoalition herbeigeführt, anders als unter der letzten Kirchnerregierung, deren Parlamentarier eigene Mehrheiten in beiden Parlamentskammern hatten, dank derer die Exekutive eigene Projekte in Windeseile verabschieden konnten, im Volksmund „express“ genannt. Insofern war der Kongress der Exekutive keinesfalls als eigene Staatsgewalt gleichgestellt. Da gleichzeitig die Justiz auch von der Exekutive weitgehend kontrolliert war, ergab sich in der Folge ein Zustand, der die Gewaltenteilung missachtete und die Macht im Staat auf die Exekutive konzentrierte, was einen autoritären Regierungsstil kennzeichnete, ohne in einen totalitären Staat wie einst in Nazideutschland oder derzeit in Nordkorea zu verfallen.

			Jetzt gilt die Gewaltenteilung wieder. Die Exekutive führt Präsident Ingenieur Mauricio Macri mit seinem Kabinett, im Senat dominieren Justizialisten und in der Deputiertenkammer gibt es mehrere Fraktionen, ohne dass eine einzige die Mehrheit besäße. Dieser Zustand führt dazu, dass in jedem Fall eine Gesetzesvorlage der Exekutive oder anderer Parteien in Verhandlungen vereinbart werden muss, damit zunächst das sogenannte Quorum hergestellt werden kann, ohne das es keine Sitzungen gibt, und dann Verhandlungen über mögliche Mehrheiten für jedes Gesetz ausgehandelt werden müssen.

			Hierüber kommen die einzelnen Fraktionen in beiden Kammern ins Spiel, die sich bereit erklären, für die von der Regierung eingebrachten Gesetzesprojekte zu stimmen oder dagegen Stellung zu nehmen. Oppositionschef Sergio Massa von der Erneuerungsfront („Frente Renovador“) hat bereits wissen lassen, dass er zur Verhandlung bereit steht. Die beiden Gesetzesprojekte, die die Vereinbarung mit den meisten sogenannten Geierfonds billigen sollen, müssen bis zum 14. April auf Geheiß des New Yorker Richters Thomas Griesa vom Kongress ratifiziert werden. Danach können sowohl der argentinische Staat als auch die Gliedstaaten und Kommunen wieder Anleihen im Ausland zu angemessenen Zinssätzen erhalten, anders als jetzt zu Wucherzinsen, nachdem Argentinien von den Ratingagenturen schlecht eingestuft wird. Deshalb ist die Ratifizierung der Umschuldungsverträge von entscheidender Bedeutung. Mit beiden Gesetzen kehrt Argentinien zur Normalität zurück, ebenso wie mit der Wiederherstellung normaler Beziehungen zum Internationalen Währungsfonds (IMF), die Argentinien erlauben, ein sogenanntes Standby-Abkommen zu vereinbaren, nachdem die Normalisierung des Statistischen Amtes (INDEC) angeblich im Juni vollendet sein soll. Im IWF darf Argentinien jederzeit die zustehende Quote von einem Viertel des Kapitals ohne Standby-Abkommen abziehen, wogegen für die anderen Dreiviertel ein solches Abkommen notwendig ist. Bisher hat die Regierung keine Anstalten unternommen, mit dem IWF ein solches Abkommen zu vereinbaren, welches das erschütterte Vertrauen in der Weltfinanz während der Abschottung des Landes mit Währungskontrollen, Spanisch genannt „control de cambios“, von 2011 bis 2015, wieder hergestellt hätte. Das ist die wirtschaftspolitische Bedeutung der beiden Gesetze, derweil Präsident Macri andere Gesetzesvorlagen vorbereitet und dem Kongress zur Behandlung vorlegen wird.
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			Sonntagsfragen

			Von Stefan Kuhn

			Ein „Supersonntag“ wird das nicht in Deutschland, zumindest nicht für CDU und SPD. Der „Super“lativ wird bemüht, weil am 13. März gleich in drei Bundesländern Landtagswahlen stattfinden, und zumindest zwei davon sind „super“-wichtig. Baden-Württemberg gehört zu den vier Großen, die sechs Stimmen im Bundesrat haben. Dort und in Rheinland-Pfalz könnte es zum Regierungswechsel kommen. Weniger gilt das für Sachsen-Anhalt, das dritte Wahlland. Dort regieren wie in Berlin CDU und SPD gemeinsam. In Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz bestimmt ein grün-rotes bzw. ein rot-grünes Kabinett die Politik. Dieses Modell dominiert bisher in den Ländern. In sechs der 16 Gliedstaaten Deutschlands regieren SPD und Grüne alleine, in Schleswig-Holstein ist noch der SSW, die Partei der dänischen Minderheit, mit dabei.

			Den Umfragen nach wird es spannend werden. In Baden-Württemberg liegen die Grünen von Ministerpräsident Winfried Kretschmann inzwischen vor der CDU, die den Südweststaat bis 2011 58 Jahre lang dominiert hatte. Damals landeten die Grünen mit 24,2 Prozent knapp vor der SPD, und gingen mit Kretschmann als Ministerpräsident eine Koalition mit den Sozialdemokraten ein. Die Christdemokraten waren mit fast 40 Prozent mit Abstand stärkste Partei und hielten das Ganze für einen Betriebsunfall.

			Das rächt sich jetzt. Baden-Württemberg ist keine Erbpacht der Union, sondern auch Stammland der Grünen. Dort entstand am 30. September 1979 der erste Landesverband der Partei. Bereits ein halbes Jahr später zog die Partei in den Stuttgarter Landtag ein. Im baden-württembergischen Konstanz gewannen die Grünen 1996 die erste wichtige Oberbürgermeisterwahl. Heute stellen sie in Freiburg, Tübingen und der Landeshauptstadt Stuttgart den OB.

			Die Grünen im Südwesten gelten als bodenständiger und konservativer als ihre Parteifreunde im Rest der Republik. In dieses Schema passt ihr Frontmann Winfried Kretschmann. Er hat Zustimmungsraten von rund 70 Prozent und ein Landesvaterimage gegen das der blasse CDU-Spitzenkandidat Guido Wolf nicht ankommt. Wolf hat auch den Fehler gemacht, sich von der Flüchtlingspolitik Angela Merkels zu distanzieren. Merkel-Anhänger könnten sich deshalb Kretschmann zuwenden. Der Grüne unterstützt den Kurs der Kanzlerin.

			Nach den jüngsten Umfragen (3./4. März) liegen die Grünen in Baden-Württemberg bei 32 Prozent, die CDU bei 28 bis 30 Prozent, die SPD bei 13, die AfD bei 11 bis 13 und die FDP bei 7 bis 8 Prozent. Die Linke würde an der Fünfprozenthürde scheitern. Eine Neuauflage von Grün-Rot wäre bei dieser Konstellation nicht möglich. Eine andere Regierungsmehrheit wegen der in Deutschland üblichen „Ausschließeritis“ ebenso wenig. Die FDP will nicht mit Grün und Rot, mit der AfD will keiner, und die CDU steht unter Spitzenkandidat Wolf nicht für eine von den Grünen geführte Landesregierung zur Verfügung. Ob die Grünen, sollte die CDU sie noch überholen, einen Ministerpräsidenten Wolf unterstützt, ist auch fraglich.

			In Rheinland-Pfalz dürfte eine Regierungsbildung ähnlich kompliziert werden. Allerdings gibt es dort Alternativen. Glaubt man der Umfrage vom 4. März, liegen CDU und SPD inzwischen Kopf an Kopf. Die SPD unter Ministerpräsidentin Malu Dreyer hat aufgeholt und ist nur noch einen Prozentpunkt von der Union entfernt. Der Trend spricht für die recht beliebte Dreyer. Im Januar lagen beide Parteien noch sieben Prozentpunkte auseinander, jetzt steht es 34:35 Prozent, ein statistisches Patt. Grüne und FDP dürften ein Ergebnis um die sechs Prozent erreichen, die Linke scheitert knapp. Die AfD kommt auch in Rheinland-Pfalz auf hohe Werte um die zehn Prozent.

			Für eine künftige Regierung in Mainz bedeutet das Schwarz-Rot oder Rot-Schwarz, eventuell auch eine Ampel- (Rot/Grün/Gelb) oder eine sogenannte Jamaika-Koalition (Schwarz/Grün/Gelb). Für eine Neuauflage der rot-grünen Regierung müssten SPD und Grüne schon stark zulegen und die FDP an der Fünfprozenthürde scheitern.

			Auch in Sachsen-Anhalt könnte es für die schwarz-rote Regierung eng werden. Die CDU kommt nach der letzten Umfrage (3. März) auf 31, die SPD nur noch auf 15 Prozent. Die ausländerfeindliche AfD (19 %) schickt sich an, die Linke (21 %) als zweitstärkste Kraft abzulösen. Der Osten der Republik fremdelt noch mehr als der Südwesten. Die Grünen liegen knapp über, die FDP knapp unter der Fünfprozenthürde.

			Selbst bei deutlicheren Abweichungen zum Wahlergebnis dürfte Reiner Haseloff (CDU) Ministerpräsident bleiben. Sollte es alleine mit der SPD nicht reichen, müsste er sich einen weiteren Partner suchen. Richtig schlimm wird es nur, wenn Grüne und FDP scheitern sowie Linke und AfD zusammen mehr Mandate erreichen als CDU und SPD. Noch trennen die beiden Blöcke sechs Prozentpunkte.

			Glaubt man den Demoskopen, sind bei den Wahlen aber keine bösen Überraschungen zu erwarten. Bisher waren die Ergebnisse von rechtsextremen Parteien in den Umfragen wesentlich niedriger als im tatsächlichen Wahlergebnis. Man ging damals von einer Hemmschwelle aus: Wer gibt schon gerne zu, dass er NPD wählt? Sich zur AfD zu bekennen, ist dagegen salonfähig. Die Wähler dürften allerdings größtenteils die gleichen sein.

			Dass die AfD weniger Stimmen bekommt als in den Umfragen vorausgesagt, ist kaum vorstellbar. Nach der Abspaltung des wirtschaftsliberalen Flügels um den Parteigründer Bernd Lucke war die AfD schon klinisch tot. Die Asyldebatte hat sie wiederbelebt. Es reichte dabei schon, gegen Flüchtlinge zu hetzen. Je extremer, desto erfolgreicher.

			Zudem ist das rechtsextreme Wählerpotenzial vorhanden, selbst im reichen Südwesten. In Baden-Württemberg erreichte die NPD 1968 9,8 Prozent, die Republikaner 1992 fast 11 Prozent und vier Jahre später immer noch 9,1. In Sachsen-Anhalt kam die neonazistische DVU 1998 auf beängstigende 12,9 Prozent. Lediglich der rheinland-pfälzische Landtag ist seit fast einem halben Jahrhundert frei von rechtsextremen Parteien.
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			Randglossen

			Der sogenannte „Tag der Frau“, Spanisch „Día de la Mujer“, der dieser Tage ohne einen Feiertag für das Land begangen wurde, führte zu einem Aufmarsch von Frauen in der Stadt, der sich besonders auf die zahlreichen Frauenmorde, Spanisch genannt „femicidios“, bezog, die in letzter Zeit in den Medien breit getreten wurden, darunter auch der Mord an zwei argentinischen Touristinnen aus Mendoza in Ecuador. Die meisten Frauenmorde werden von Ehemännern oder Partnern verübt, andere von gewöhnlichen Verbrechern, die ihre Opfer berauben, die offenbar bei Frauen weniger physische Verteidigung als bei Männern erwarten. Nur selten kann eine Frau eine Gewalttat verhindern. Das tragische Phänomen der Frauenmorde ist jedoch nur ein Zeichen der allgemeinen Unsicherheit, die es in früheren Zeiten nicht gab, als Argentinien als ein Volk galt, das mit seltenen Ausnahmen friedfertig miteinander lebte und kaum Drogen konsumierte.

			Argentinien zeichnet sich weltweit als ein Land aus, das in der internationalen Statistik an der Spitze in Sachen Feiertage steht, an denen nicht gearbeitet wird, angeblich um den Tourismus zu fördern, wobei der Auslandstourismus sich auf Flüge nach Miami konzentriert, wo gewisse Haushaltsgüter, darunter auch teure Fernsehapparate, viel billiger als im Land eingekauft werden und manche Flüge mit Abschlag angeboten werden. Feiertage nutzen dem Tourismus, bewirken aber einen Verlust des Bruttosozialprodukts, weil die Wirtschaft still steht, Löhne und Gehälter ohne Gegenleistung bezahlt werden müssen. Das kümmert die Reisenden im In- und Ausland überhaupt nicht, weil sie sich freuen, dass nicht gearbeitet werden muss, so dass jedermann seine Freizeit nach Belieben genießt. All dies ist ein Zeichen eines zunehmenden reiselustigen Mittelstandes, unbeschadet der obwaltenden Inflation.

			Eigentlich muss man vor der rechtspopulistischen AfD keine Angst haben. Sie wird wie alles rechtsextreme Unkraut in der bundesrepublikanischen Geschichte wieder verschwinden. Parteien, die allein vom Bürgerprotest leben, den Wählern billige Schlagworte ohne konkrete Lösungsvorschläge liefern, sind äußerst kurzlebig. Am rechten Rand des Parteienspektrums gibt es jede Menge Gedenksteine. DRP, SRP, Republikaner, Schill-Partei, DVU und bald auch die NPD, die allerdings schon einmal wiedererstanden ist. Die AfD hätte als europakritische, wirtschaftsliberale und nationalkonservative Partei eine Chance gehabt. Nach der Abspaltung des wirtschaftsliberalen Flügels ist sie nur noch fremdenfeindlich. So xenophob, dass sie die europakritische konservative EKR-Fraktion im Europaparlament loswerden will.

			Jetzt übertreibt er ein bisschen der „Kretsch“. Baden-Württembergs grüner Ministerpräsident Winfried Kretschmann lässt seinem christdemokratischen Gegner Guido Wolf wirklich keine Chance, sich zu profilieren. Während sich der blasse Unionsspitzenkandidat in der Asyldebatte von seiner Parteichefin Angela Merkel zu distanzieren versucht, outet sich der grüne Ministerpräsident als deren treuester Unterstützer. Jetzt hat Kretschmann auch noch Verständnis für seinen bayrischen Amtskollegen Horst Seehofer (CSU) geäußert, den härtesten Merkel-Kritiker, gegen den der gute Guido ein Schaf im Wolfspelz ist. Mag sein, dass der Grüne den Schwarzen damit zur Weißglut treibt, aber er muss aufpassen. Wenn er zu arg übertreibt, treibt er linke Grüne zur Linken.
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			Steuereinnahmen im Februar 2016: +26,5%

			Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschliesslich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, lagen im Februar 2016 mit $ 134,80 Mrd. um 26,5% über dem gleichen Vorjahresmonat. Die Zunahme lag unter der Inflation, die laut privaten Berechnung in dieser Periode über 30% betrug. Das Ergebnis beruht jedoch hauptsächlich auf den nur um 4% gestiegenen Einnahmen aus Exportzöllen. Der erwartete hohe Export von einbehaltener Sojabohne und Mais fand weder im Januar noch im Februar statt. Das ist schwer zu erklären, und hat sich sehr negativ auf die Zahlungsbilanz ausgewirkt, so dass die ZB Devisen verkaufen musste, um einen übertriebenen Kurssprung zu verhindern.

			Die Entwicklung war im Februar im Einzelnen wie folgt:

			- Mehrwertsteuer: $ 41,71 Mrd., +34,3%. Dabei nahm der Erlös der MwSt. bei der direkt vom Steueramt einbehaltenen Steuer nur um 22,2% zu, was auf eine schwache Konjunktur hindeutet, während die vom Zollamt einbehaltene Steuer um 70,1% mehr ergab. Es wurden nach der Freigabe der Importe viele Waren abgefertigt, bei denen die vorangehende Regierung die Importgenehmigung verzögert hatte. 

			- Gewinnsteuer: $ 30,40 Mrd., + 20,8%. Auch hier kommt die schwache Konjunktur zum Ausdruck, umso mehr als wegen der Inflationswirkung eine zusätzliche Einnahme des Steueramtes entsteht. Die Erhöhung des steuerfreien Minimums für diejenigen, die im Abhängigkeitsverhältnis arbeiten, hat sich stark ausgewirkt.

			- Schecksteuer: $ 8,75 Mrd., +34,7%. Hier kommt die Inflation voll zum Ausdruck, wobei auch ein Übergang von Barzahlung auf Zahlung über Bankkonten (Scheck, Zahlkarten und direkte Überweisungen über Internet) stattgefunden hat. Die Steuer wird offensichlich als Preis für Sicherheit und Bequemlichkeit empfunden, so dass sie immer weniger durch Barzahlung umgangen wird.

			- Exportzölle: $ 3,51 Mrd., +4%

			- Importzölle: $ 3,70 Mrd., +66,5%. Hier kommt die stark gestiegene Abfertigung von Importen zum Ausdruck.

			- Brennstoffsteuern: $ 5,54 Mrd., +16,5%. Da die Preise für Brennstoffe viel stärker gestiegen sind, kommt hier ein viel geringerer Konsum zum Ausdruck.

			- Persönliche Güter: $ 1,48 Mrd., +8,8%. Offensichtlich werden die Werte der Immobilien u.a. Güter, die das persönliche Vermögen bilden, nicht berichtigt. 

			- Einheitssteuer (ohne Sozialbeitrag): $ 0,53 Mrd., +32,5%.

			- Soziale Sicherheit: $ 50,00 Mrd., +29,2%. Die Zunahme entspricht etwa den Lohnerhöhungen, und bringt somit keine höhere legale Beschäftigung zum Ausdruck.

			Die Rückgaben bei der auf Exportgüter in vorangehenden Etappen schon gezahlte MwSt stiegen um 69%, von $ 35 Mio. auf $ 59 Mio., und die Rückerstattungen von anderen Steuern (die Exportsubventionen darstellen) stiegen um 5.169%, von $ 10 Mio. auf $ 526 Mio. Die neue Regierung hat sich bemüht, den bedeutenden Rückstand bei diesen Zahlungen aufzuholen.
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			Deputierte für Abkommen mit Holdouts

			Am Dienstag erreichte die Regierung die Stimmen in der Deputiertenkammer, um die Entscheidungen zu treffen, die für den Abschluss des Abkommens mit den Holdouts notwendig waren. Es handelt sich darum, dass einmal das Gesetz ausser Kraft gesetzt wird, das verbietet, den Holdouts mehr zu zahlen, als denjenigen, die sich der Umschuldung angeschlossen haben, und dann auch das Gesetz ausser Kraft zu setzen, das zur Zahlung von Amortisation und Zinsen in Argentinien, und ausnahmsweise in Frankreich, verpflichtet. Ausserdem ging es um die Genehmigung des Gesetzesprojektes über die Ausgabe neuer Staatspapiere, deren Erlös zur Zahlung an die Holdouts eingesetzt wird. Das bedeutet, dass auch die Barzahlung, statt in Staatsbonds, angenommen wurde. 

			Die Regierung konnte dabei die notwendige Mehrheit, die sie mit den Stimmen der Koalition Cambiemos (PRO, UCR und Coalición Cívica) nicht hatte, mit den Stimmen der Deputierten der Erneuerungsfront von Sergio Massa, und denen der abtrünnigen Peronisten der kirschneristischen Koalition „Front für den Sieg“, geführt von Diego Bossio, und einigen anderen, die formell noch zur „Front für den Sieg“ gehören, plus weiteren kleinen Gruppen, erreichen. Cristina Kirchner, die ihren Deputierten angeordnet hatte, gegen das Abkommen zu stimmen, erlebte eine Niederlage. 

			Viele Gouverneure und Bürgermeister der „Front für den Sieg“ haben Druck auf die Deputierten ausgeübt, da sie erwarten, dass mit dem Abkommen gelegentlich unterbrochene öffentliche Bauten in ihren Bezirken wieder aufgenommen werden, oder neue eingeleitet werden. Die Realpolitik hat sich durchgesetzt.

			Die parlamentarische Diskussion hatte eine gutes Niveau. Der ehemalige Wirtschaftsminister Axel Kicillof, jetzt Deputierter gab seine anfängliche rein ideologische Stellugnahme auf, und hob hervor, dass das Abkommen, um das es jetzt gehe, nur etwa die Hälfte der 7% der Gesamtschuld umfasse, die zu 93% in den Runden von 2005 und 2010 umgeschuldet worden war. Er betonte die Notwendigkeit, zu vermeiden, dass die fehlenden Holdouts dann nicht ein Erpresungsmanöver durchführen könnten. Der Deputierte Marco Lavagna von der Erneuerungsfront, Sohn des ehemaligen Wirtschaftsministers Roberto Lavagna, der die Umschuldung von 2005 vollzogen hatte, wies auf die Notwendigkeit hin, dass es nach diesem Abkommen keine weiteren Forderungen gebe, auch von denejenigen, die sich der Umschuldung angeschlossen haben. Die RUFO- Klausel („right upon future offers“, also „Recht auf zukünftige Offerten“) ist zwar Ende 2014 abgelaufen, aber man muss sicher sein, dass die Inhaber umgeschuldeter Bonds nicht klagen. In diesem Sinn riet Lavagna, erstklassige lokale und ausländische Anwälte zu konsultieren.

			Die Regierung hat schliesslich eingewilligt, das Gesetzesprojekt leicht zu ändern. So wurde bestimmt, dass die Mittel, die über die Ausgabe von Staatspapieren aufgenommen werden, die die notwendigen u$s 11,58 Mrd. der Zahlung übersteigen, um die es jetzt geht, als Teil der Aufnahme neuer Schulden gebucht werden, die im Haushaltsgesetz für 2016 vorgesehen ist und u$s 37 Mio. ausmacht. Ausserdem wurde bestimmt, dass die Bankprovisonen bei der Unterbrigung der neuen Bonds 0,2% nicht übersteigen dürfen. Dann wurde bestimmt, dass den Holdouts, die nach dieser Zahlung verbleiben, nur das Kapital plus maximal 50% für Zinsen gezahlt werden kann. Die Geierfonds, die ein Gerichtsurteil zu ihren Gunsten haben, erhalten mehr als dies. Schliesslich hat sich die Regierung verpflichtet, dem Parlament vierteljährñich statt halbjährlich Bericht über den Gang der Verhandlungen mit den Holdouts und den Zahlungen zu erstatten.

			Jetzt fehlt noch die Entscheidung im Senat, wo die Fraktion der „Front für den Sieg“ die Mehrheit hat. Doch hier haben die Gouverneure einen direkten Einfluss, so dass angenommen wird, dass die Regierung die Zustimmung erhält.

			

			

		

	
		
			Wirtschaft

			[image: 11807.png]

			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15,62, gegen $ 15,94 am Mittwoch zuvor, und um 16,48% über Ende Dezember 2015. Die ZB Reserven betrugen $ 28,11 Mrd. gegen $ 28,12 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 31.03.16 bei $ 15,50, zum 30.06.16 bei $ 16,46, zum 30.09.16 bei $ 17,48, zum 30.12.16 bei $ l8,55 und zum 24.2.17 bei $ 19,24. Der Terminkurs per Ende Februar 2017 enthält einen Jahreszinssatz von 25,59%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 15,72 für den Ankauf gegen $ 15,90 in der Vorwoche. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Plus von 0,36% und liegt höher 13,65% gegenüber Ende 2015.

			***

			Par-Bonds in Pesos notierten mit 6,37% im Plus gegenüber Ende 2015. Discount-Bonds in Pesos liegen gegenüber Ende 2015 im Plus mit 3,54%. Bonar 2024 gewinnen 0,93% seit Jahresbeginn und Global 2017 Arg lagen mit 4,17% im Plus gegenüber Jahresende 2015. 

			***

			Gold wurde am Dienstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 340,54 (Vorwoche $ 342,74) und bei 24 Karat um $ 486,51 (Vorwoche $ 489,62) gehandelt.

			***

			Präsident Macri weihte die bedeutende landwirtschaftliche Ausstellung Expoagro ein, die auf einem Gelände zwischen Ramallo und San Nicolás, an der Überlandstrasse 9, stattfindet. Er betonte die Absicht, dass der Export landwirtschaftlicher Produkte auf Industrieprodukte übergeht, die mit diesen erzeugt werden. Was jedoch weder er noch sonst jemand in der Regierung sagt, ist dass die EU, China u.a. Staaten eine Importpolitik betreiben, die gegen verarbeitete Produkte diskriminiert. Z.B besteht in der EU bei rohen Rinderhäuten ein Zollsatz von 3%, bei Leder hingegen einer von 12%. Ähnlich ist es es bei Sojabohne und Sojaöl und -mehl u.a. Produkten. Um die verarbeiteten Produkte exportieren zu können, wird ein Exportzoll auf den Rohstoff erhoben und eine Rückvergütung auf das fertige Produkt gezahlt, was eine Übertragung von Mitteln der argentinischen Landwirte und des lokalen Fiskus an die EU-Schatzämter bedeutet. Beim Treffen von Federica Mogherini, Vertreterin der EU für auswärtige Angelegenheiten, mit Präsident Mauricio Macri und Aussenministerin Susana Malcorra, das letzte Woche stattfand, wurde dieses Thema auch nicht erwähnt. Das Argentinische Tageblatt ist das einzige Presseorgan, das ständig auf dieses Problem hinweist.

			***

			Bei der Ausstellung Expoagro waren alle lokalen Fabrikanten von Maschinen und Geräten für die Landwirtschaft präsent. Dieses Jahr erlebten sie Hochkonjunktur, mit vielen Aufträgen. Das ist eine direkte Folge der neuen Landwirtschaftspolitik, die die Macri-Regierung eingeleitet hat, mit einem real höheren Wechselkurs und Abschaffung, bzw. Verringerung, der Exportzölle. Die Banco Nación hat allein am ersten Tag der Ausstellung über 500 Kreditgeschäfte für Finanzierung von Maschinenkäufen genehmigt.

			***

			Die Regierung gab bekannt, dass sie im Kongressein Gesetzesprojekt des Deputierten des Justizialismus und Vertreter der SMATA-Gewerkschaft (Kfz), Oscar Romero, mit geringen Korrekturen unterstützen werde, das einen höheren Anteil von Zubehörteilen am fertigen Kfz erreichen will, der gegenwärtig bei ca. 30% liegt.

			***

			Die Regierung der Provinz Buenos Aires hat einen Bonds für u$s 1,25 Mrd. auf 8 Jahre zu 9,125% untergebracht, der eine Rendite von 9,375% ergibt. Der Zinssatz ist zwar hoch, liegt jedoch unter dem von 10,25%, den die Scioli-Regierung unlängst gezahlt hat. 

			***

			AFIP-Direktor Alberto Abad erklärte, er werde das bis vor einiger Zeit geltende System der Lieferung importierter Waren bis zum Wohnort des Empfängers wieder einführen. Unter der Regierung von CFK war dies abgeschafft worden, so dass die Empfänger von Büchern u.a. Waren sich zum Zollamt begeben und Schlange stehen mussten. Bis zu einem Wert von u$s 25 ist der Import zollfrei. Darüber hinaus wird ein Zollsatz von 50% gezahlt. Doch Bücher sind auch bei höheren Werten zollfrei. Abad stellte beiläufig auch eine Vermögensweisswaschung in Aussicht.

			***

			Die bikamerale Parlamentskomission, die ein Gutachten über Notstandsdekrete (DNU) abgeben muss, hat am Mittwoch mehrheitlich das Derket 394/16 über Erhöhung des steuerfreien Minimums auf $ 30.000 pro Monat für Verheiratete mit 2 Kindern und $ 18.800 für Ledige mit den Stimmen der Front für den Sieg und einer der Erneuerungsfront (von Massa) abgelehnt. Jetzt muss zunächst die Deputiertenkammer in einer Plenarsitzung entscheiden. Angeblich will die Opposition eine umfassendere Änderung. Die Regierung kündigte daraufhin an, sie werde dem Kongress ein Gesetzesprojekt vorlegen, das auch die Korrektur der progressive Skala umfasst, die seit 15 Jahren nicht geändert wurde und somit wegen der Inflation viel progressiver geworden ist. Bei der Erhöhung des Minimums auf $ 30.000, wurde der Fall gegenwärtig so liegen, dass bei $ 40.000, also $ 10.000 über dem Minimum, schon der Höchstsatz von 35% erreicht wird, was den Sinn der Progression verfälscht.

			***

			Der angesehene Landwirtschaftsexperte Gustavo Lopez hat in der Fachzeitschrift „Márgenes agropecuarios“ vom März 2016 die Gesamternte von Getreide und Ölsaat für die Periode 2015/16 auf 108,7 Mio. Tonnen geschätzt, 5 Mio. t weniger als im Vorjahr. Davon werden schätzungsweise 75 Mio. t exportiert, davon 70% Ölsaaten, also hauptsächlich Sojabohne. Der Durchschnittspreis wird auf u$s 287 pro Tonne geschätzt, 9,7% unter dem Vorjahr. Für die Ernte 2016/17 stellt Lopez zwei Hypothesen auf: 118,14 Mio. Tonnen als Minimum und 122,66 Mio. Tonnen als Maximum. 

			***

			Durch Beschluss 3832 hat das Amt für öffentliche Einnahmen AFIP verfügt, dass die Eintragungsnummer (CUIT, clave única de infomracion tributaria) im Fall von säumigen Steuerzahlern nicht mehr aufgehoben wird. In mehreren Gerichtsurteilen war dies schon beanstandet worden, weil dadurch das in der Verfassung verbriefte Recht verletzt wurde, eine Tätigkeit frei auszuüben. Bei den Einheitssteuerzahlern ändert sich nichts: die AFIP wird sie weiter von diesem Sonderystem ausschliessen, wenn sie über 10 Monatsraten der Steuer schulden.

			***

			Das Amt für tierische Sanität SENASA berichtet, dass eine Einigung mit Uruguay über die Sanitätszertifikate für Rinder erreicht worden sei, was den Import von uruguayischen Rindern durch Argentinien, für Mästung bis zur Schlachtung, erlaubt. In den letzten 18 Jahren war der Import von lebendigen Rindern aus Uruguay verboten.

			***

			Die lokale Fabrikation von Kfz erreichte im Februar 34.174 Einheiten, 25,1% weniger als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband der lokalen Fabriken Adefa. Dennoch lagen die Lieferungen von Automobilen, Kleinlastern und Lastwagen an die Agenturen mit 52.593 Einheiten um 19,3% über dem Vorjahr, weil mehr importiert wurde. Aber der Export lag mit nur 14.178 Einheiten um 41,5% unter dem Vorjahr, was auf die brasilianische Krise zurückzuführen ist.

			***

			Die Weintraubenproduktion beträgt dieses Jahr nur 2,06 Mrd. kg, 14% unter dem Vorjahr, berichtet das nationale Weininstitut. Es ist die schlechteste Ernte in 50 Jahren. Der Rückgang wird auf das Klimaphänomen „El niño“ zurückgeführt, ist aber auch eine Folge der niedrigen Preise, wegen der rückläufigen Nachfrage. 

			***

			Der Rhythmus der monetären Expansion ist wieder gestiegen. Die monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 7.3.16 um 32.33%. Allein in einer Woche stieg die monetäre Basis um 6,13%. Der Banknotenbestand nahm in 12 Monaten um 31,34% zu, mit einer Erhöhung von 29,66% der Noten in Händen des Publikums und von 48,04% des Bestandes der Banken. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, stieg in einem Jahr um 26,88.%.

			***

			Die gesamten Depositen des Bankensystems in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 7.3.16 um 26,51% auf $ 1,23 Bio., und die gesamten Kredite in Pesos nahmen um 35,31% auf $ 852,03 Mrd. zu. Die Dollardepositen nahmen in der gleichen Periode um 35,60% auf u$s 13,44 Mrd. zu, und die Dollarkredite um 6,71% auf u$s 3,89 Mrd. Während im Pesobereich die Kredite 69,27% der Depositen ausmachen, liegt der Koeffizient bei Dollarkrediten nur bei 28,35%, obwohl es bis zu 80% sein sollten, nachdem die Pflichtreserven hier nur 20% betragen. Die nicht ausgeliehenen Dollardepositen werden bei der ZB deponiert und als Reserven gebucht. Es ist höchste Zeit, dass die ZB den Bereich der Dollarkredite erweitert, die nur für Geschäfte zugelassen sind, die mit dem Aussenhandel direkt in Beziehung stehen.

			***

			Der Gouverneur der Provinz La Pampa, Carlos Verna, hat den Bau einer Wasserleitung annulliert, die Wasser vom Rio Colorado aufnimmt und es in den Norden der Provinz leitet, wo das Untegrundwasser arsenhaltig ist und schädliche Konzequenzen für Menschen und Tiere hat. Der Grund für den Entschluss ist das Ausbleiben der Finanzierung. Die Leitung war am 25. Juni 2015 von der Präsidentin Cristina Kirchner in einer Fernsehsendung in Anwesenheit des damaligen Gouverneurs Oscar Jorge angekündigt worden. Schon 2009 war dieses Objekt ausgeschrieben und dann an die Firmen Supercemento und OAS zugeteilt worden. Doch die Arbeiten wurden nie begonnen, weil keine Finanzierung bestand. Die Leitung sollte $ 1,4 Mrd. kosten.

			***

			Die Gewerkschaft der Handelsangestellten hat mit den zuständigen Unternehmerverbänden eine Erhöhung von Löhnen und Gehältern von 20% ab 1. April vereinbart. Das Abkommen läuft jedoch nur bis September, so dass bis dahin eine neue Verhandlungsrunde eingeleitet wird. Ausserdem erhalten die Arbeitnehmer einen festen Betrag von $ 2.000, der in zwei gleichen Raten, jeweils im April und im Juni, gezahlt wird. Das Abkommen umfasst rund eine Million Angestellte. 

			***

			Die AFIP hat mehrere private Zolllager geschlossen, darunter auch das Lager „Lo Primo“, von Miguel Pascucci, der Präsident der Kammer der privaten Zolllager (Cadefip). Ebenfalls wurden Lager geschlossen, die Personen gehören, die dem ehemaligen AFIP-Direktor Ricardo Echegaray nahestanden, nämlich Jorge Lambiris und Sergio Gustavo Gonzalez. Das Zollamt benötigt diese Lager, und eigentlich noch viel mehre, um die Waren zu lagern, bis sie abgefertigt werden. Die Vertreter der privaten Zolllager weisen darauf hin, dass die AFIP zu einer extremen Massnahme gegriffen hat, was nicht zulässig sei, so dass hier Klagen vor Gericht zu erwarten sind. Für die Vergehen, um die es hier geht, hätten Bussen ausgereicht. Abgesehen davon, bestehen in den eigenen Lagerräumen des Zollamtes viel schlimmere Unregelmässigkeiten, wobei die für das Thema zuständigen Zollbeamten prinzipiell gegen die Betreiber privater Lager eingestellt sind und ihre Vorgesetzten in diesem Sinn beeinflussen. 

			***

			Die Handelsbilanz schloss im Januar mit einem Defizit von u$s 160 Mio., 60% unter dem von Januar 2015, berichtet das INDEC. Die Exporte lagen mit u$s 3,89 Mrd. um 2% über dem Vorjahr, während die Importe u$s 4,05 Mrd. um 4% zurückgingen. Bei den Importen fand eine Zunahme bei Kfz und Kapitalgütern statt, während die anderen Sparten Abnahmen verzeichnen. Bei den Kapitalgütern ging es vornehmlich um Anlagen für die Stromerzeugung („grupos electrógenos“). Bei den Exporten fand im interanuellen Vergleich eine Zunahme der Mengen um 23% statt, wobei die Preise um 17% niedriger waren. 

			***

			Der Preis für Benzin und Dieselöl wurde ab Samstag letzter Woche um durchschnittlich 6% erhöht. Dies ist eine Folge der Abwertung, da die Raffinerien das Rohöl zu einem Dollarpreis beziehen.

			***

			Die Telefonunternehmen Telefónica und Telecom haben der Regierung mitgeteilt, dass sie im Mai den festen Betrag des Tarifs um 240% erhöhten werden, also von $ 13 plus MwSt. auf bis zu $ 50 plus MwSt. Dieser Betrag war während 15 Jahren eingefroren. Hinzu kommt noch der Tarif, der für jeden Anruf erhoben wird. Der Staatssekretär für Fernverbindungen, Héctor Huici, erklärte, die Tarife seien frei, wie es das Gesetz über Digitaltelefonie bestimmt, das durch Notstandsdekret 267 bestätigt worden sei. Beiläufig hat das Dekret die Möglichkeit ausser Kraft gesetzt, dass der Staat die Tarife bestimmt. Von den gesamten festen Telefonlinien von 8,68 Mio. Verbindungen, entfallen 4,63 Mio. auf Telefónica und 4,04 Mio. auf Telecom. Seit Ende 2013 wurden 279.000 Anschlüsse aufgegeben, weil die Kunden ganz auf Mobiltelefon übergegangen sind. Die Tatsache, dass über 60 Mio. Mobiltelefone effektiv verwendet werden, übt Druck auf die Tarife der traditionellen Telefonie aus, da jetzt auf diesen Dienst verzichtet werden kann.

			***

			Der Index Construya, den die wichtigsten Produzenten von Baumaterialien auf Grund ihrer Lieferungen (in Mengen) aufstellen, weist im Februar eine innerjährliche Abnahme von 4% aus. Für die ersten beiden Monaten des Jahres liegt der Rückgang bei 0,4%. Der letzte Rückgang in der Bauindustrie erfolgte im Februar des vergangenen Jahres, als sich die Nachfrage nach Baumaterialien bei - 6,18% einpendelte. Der Construya Index spiegelt den Bedarf nach Ziegelsteinen, Zement, Rundeisen, Farben, Keramik u.a. Prtodukte wieder. 

			***

			Die Zulassung von Motorrädern ist im Februar innerjährlich um 0,5% zurückgegangen, teilt der Agenturenverband Acara mit. Bei insgesamt 34.164 Zweirädern wurden 12% weniger Einheiten als im Vormonat verkauft. Motomel und Corven führten die Verkaufsliste. Im Jahresvergleich liegt der Rückgang für das erste Bimester dieses Jahres bei 3,7%. 

			***

			Der Präsident und Geschäftsführer von YPF, Miguel Galuccio, tritt auf Wunsch der Regierung zurück. Der formelle Beschluss soll bei der Generalversammlung von Ende April erfolgen. Er wurde Mitte 2012 von CFK nach der Übernahme der Kapitalmehrheit von 51% durch die Regierung ernannt. Damals war er bei Schlumberger tätig, dem weltweit bedeutendsten Unternehmen auf dem Gebiet der geologischen Studien für Erdölunternehmen. Doch vorher, als José Estenssoro 1993 die Leitung von YPF übernahm, das Unternehmen von Grund auf rationalisierte und danach privatisierte, war er auch bei YPF tätig gewesen. Estenssoro verringerte die Belegschaft von 52.000 auf 6.000 Personen, bei gleichzeitiger Produktionserhöhung. Wie verlautet, war die anormal hohe Entlöhnung, die für Galuccio festgesetzt worden war, der Hauptgrund der Entlassung. Es wurde jedoch auch auf die hohe Verschuldung von YPF hingewiesen, die unter seiner Führung stattgefunden hat: von u$s 2 Mrd. sei die Schuld auf u$s 7 Mrd. gestiegen, was zu einer jährlichen Zinslast von u$s 800 Mio. führt. 

			***

			Miguel Angel Gutierrez soll bei der kommenden Generalversammlung zum Präsidenten von YPF ernannt werden, der auch Präsident von Telefónica de Argentina war. Gleichzeitig wurde die Suche nach einem Geschäftsführer (CEO) eingeleitet, nachdem dieses Amt nicht mehr gleichzeitig auf den Präsidenten von YPF entfallen soll, wie es bei Galuccio der Fall war. Die Zeitung „Clarín“ berichtet, dass dieses Amt schon Javier Rielo angeboten worden sei, der seinerzeit Geschäftsführer der französischen Total in Argentinien und danach im Ausland tätig war. 

			***

			Die ZB hat am Dienstag bei ihrer wöchentlichen Ausschreibung von Lebac-Wechseln einen Nettobetrag (Unterbringung neuer Lebac minus Amortisation von bestehenden) von $ 8,44 Mrd. aufgenommen. Dabei wurden die Zinsen bis auf 38% angehoben. $ 50,19 Mrd. wurden auf 35% Tage zu diesem Zinssatz untergebracht, 3,60 Mrd. auf 63 Tage zu 35%, $ 1,36 Mrd. auf 98 Tage zu $ 34%, $ 264 Mio. auf 119 Tage zu 32,50%, $ 120 Mio. auf 147 Tage zu 32,25%, $ 57 Mio. auf 203 Tage zu 32%, und $ 395 Mio. auf 252 Tage zu 32%. Der Lebac-Bestand der ZB wird immer kurzfristiger. Für Lebac in Dollar gab es Offerten für u$s 645 Mio., die fast alle angenommen wurden, zu Zinsen von 0,9%.

			***

			Präsident Mauricio Macri bestätigte die Ankündigung von Landwirtschaftsminister Ricardo Buryaile, dass der Staat einen Treuhandfonds bilden werde, um den Milchüberschuss zu kaufen, der auf die Preise drückt und zu massiven Konkursen der Milchlandwirte führen könnte. Der Preis für Milch ab Landwirtschaftsbetrieb liegt gegenwärtig zwischen $ 2,60 und $ 3 pro Liter, aber die Kosten liegen angeblich zwischen $ 3,60 und $ 4,10 pro Liter. Die Subvention von $ 0,40 pro Liter, die die Regierung vor Kurzem eingeführt hat, hat das Problem somit nicht gelöst. Die Einzelheiten des Fonds sollen noch bekanntgegeben werden.

			***

			Der Präsident der Banco Nación, Carlos Melconian, kündigte anlässlich der landwirtschaftlichen Ausstellung Expoagro weiche Kredite für die Landwirtschaft an. Bei den Käufen bei Auktionen von Rindern werden die Käufer die Möglichkeit haben, einen Kredit mit subventioniertem Zinssatz auf 180 Tage zu erhalten. Ausserdem sollen die Kunden von AgroNación eine Vergütung von 5% auf ihre Brennstoffausgaben zwischen dem 8. und dem 18. März erhalten. Schliesslich sollen zwei Prozentpunkte auf Kredite bis zu 5 Jahren subventioniert werden.

			***

			Der Index der Konsumentenpreise, den das Statistische Amt der Stadt Buenos Aires berechnet, ergab für Februar eine Zunahme von 3,7%, womit die Erhöhung für 12 Monate 31,4% erreicht. Hier hat sich besonders die Erhöhung der Stromtarife von durchschnittlich 324% ausgewirkt, die für 2,4 Prozentpunkte der Zunahme verantrwortlich ist.

			***

			Die AFIP erlaubt jetzt die Ausstellung von Rechnungen in Dollar. Das war zwar formell bisher nicht verboten, aber die AFIP erteilte keine Genehigungen für elektronische Rechnung in dieser Währung. 

			***

			Der Rindfleischkonsum ist im Zeitraum Januar/Februar als Folge der Preissteigerungen von 57,7 kg (2015) auf 54,6 kg zurückgegangen, berichtet die Kammer der Rindfleischindustrie Ciccra. Zwischen Februar 2015 und dem gleichen Monat des laufenden Jahres sei der Preis um 46,2% gestiegen.

			***

			Insgesamt 936.000 Rinder sind im vergangenen Februar geschlachtet worden, 0,7% weniger als noch vor einem Jahr. Februar 2016 belegte Platz 27 unter den 37 letzten Februar-Monaten. Dennoch sei im Vergleich zu den vier zurück liegenden Monaten eine wichtige Verringerung beim innerjährlichen Rückgang festgestellt worden. Positiv fiel auf, dass der Prozentsatz an geschlachteten Kuhkälber mit 41% niedrig lag, was darauf schliessen lässt, dass sich der Bestand langsam erhöht. Der Durchschnittspreis lag bei $ 22,10 pro kg Lebendgewicht, eine Zunahme um 3,9% gegenüber dem letzten Januar, und von 43,9% gegenüber Februar 2015. Bezüglich der Fleischexporte, hat der Veterinärdienst Senasa Ausfuhren im Januar von 9559 t konstatiert, 76,9% mehr gegenüber Dezember 2015, aber 16,6% weniger als noch im Januar 2015. Davon waren 7933 t Teil der sogenannten Hilton Quote. Diese Menge entspricht 18,1% weniger als noch vor einem Jahr.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Perus Bergbau ist im vergangenen Januar innerjährlich um 7,8% dank einer wachsenden Produktion von Kupfer, Silber und Gold gestiegen. Das Andenland belegt den weltweit dritten Platz als Kupfer und Silberproduzent, und den siebten Platz als Goldproduzent.

			***

			Seit Oktober 2012 - als der Kupferpreis das letzte Hoch erreichte - wurden im chilenischen Bergbau 55.000 Arbeitsplätze gestrichen. So wurden alleine im vergangenen Jahr in diesem für die Wirtschaft strategisch wichtigem Zweig 36.000 Menschen gekündigt. Weitere 140.000 indirekte Arbeitsplätze, die vom Bergbau abhängig sind, wurden ebenfalls gestrichen. Allein im Jahr 2015 ist der Kupferpreis um mehr als 20% zurückgegangen. 

			***

			Die brasilianische Wirtschaft bereitet zunehmend Sorgen. Analysten erwarten, dass die Wirtschaftsleistung im laufenden Jahr um 3,50% schrumpft, und die Inflation zum Jahresende eine Teurungsrate von 7,59% erreicht. 

			***

			Einer der größten Bauunternehmer Brasiliens ist im milliardenschweren Korruptionsskandal um den Ölkonzern Petrobras zu 19 Jahren und vier Monaten Haft verurteilt worden. Der damalige Chef des Odebrecht-Konzerns, Marcelo Odebrecht, war Mitte 2015 verhaftet worden. Das Unternehmen war von Nachfahren deutscher Einwanderer gegründet worden, hat inzwischen 181 000 Mitarbeiter und ist in 23 Ländern tätig. Bei Auftragsvergaben des halbstaatlichen Petrobras-Konzerns an Bauunternehmen, etwa für den Bau von Bohrinseln, soll über einen Zeitraum von rund zehn Jahren eine dreiprozentige Provision an Politiker geflossen sein, die über ihren Einfluss einen Zuschlag absichern sollten. Odebrecht soll nach Angaben der Zeitung «Folha de S. Paulo» Aufträge im Wert von 12,6 Mrd. Real (E 3 Mrd.) erhalten haben. (dpa)

			***

			Geschäftsnachrichten

			Telecom Argentina

			Das Amt für Fernverbindungen ENACOM (Ente Nacional de Comunicaciones) hat Ende der Vorwoche den Verkauf des Aktienpaketes des Unternehmens, das Telecom Argentina kontrolliert, Sofora, das sich im Besitz von Telecom Italia befand, an den Fonds Fintech, vom Mexikaner David Martinez, genehmigt. Ende 2013 hatte Fintech u$s 960 Mio. für die Beteiligung an Telecom Argentina geboten, was vom Verkäufer angenommen wurde. Die argentinische Regierung gab jedoch die in diesem Fall notwendige Zustimmung nicht, aber sie widersetzte sich dem Geschäft auch nicht. Im Oktober 2014 wurde ein neues Abkommen unter den gleichen Partnern unterzeichnet, durch das u$s 300 Mio. in bar für 17% von Sofora gezahlt, plus u$s 630 Mio. für den Rest des Aktienpaketes, sobald die argentinische Regierung die Genehmigung erteilte. Die Kirchner-Regierung hat dieses Abkommen dann 2015, kurz vor Ende der Amtszeit von CFK, beanstandet, mit dem Argument, dass David Martinez Erfahrung und Eignung fehle, um Telecom Argentina zu betreiben. Das wurde von Fintech beanstandet, wobei das offizielle Argument ohnehin nicht zutrifft, weil die Verwaltung von Telecom Argentina in ihrer Struktur keine wesentliche Veränderung erfahren würde. Jetzt hat ENACOM dieses Veto ausser Kraft gesetzt. Es fehlt noch der Beschluss der Kommission für Konkurrenzschutz, der jedoch positiv ausfallen dürfte, weil sich bei diesem Geschäft die Lage auf dem lokalen Telefonmarkt nicht ändert. 

			Cablevisión-Nextel

			Das Amt für Fernverbindungen ENACOM hat Ende der Vorwoche den Kauf des Mobiltelefonunternehmens Nextel durch das Kabelfernsehunternehmen der Gruppe Clarín Cablevisión genehmigt. Nextel hat einen Anteil von nur 3% am Markt der Mobilelefonie, der zu fast gleichen Teilen von Telefónica, Telecom und Claro betrieben wird. Die Clarín-Gruppe hatte ursprüngich das Mobilelefonunternehmen CTI geschaffen, das sie dann dem Mexikaner Carlos Slim verkaufte, der es in Claro umtaufte. Jetzt kehrt der Clarín-Konzern wieder in dieses Geschäft zurück, muss dabei jedoch von unten anfangen. 

			Frontec

			Dieses Unternehmen wurde von der privaten Firma Los Grobo und dem 1976 unter der Militärregierung gegründeten Technologieunternehmen der Provinz Rio Negro, INVAP, mit einem Anfangskapital von u$s 7 Mio. gebildet. Die genannten Firmen haben je zur Hälfte zum Kapital beigertragen. Das Unternehmen bietet den Landwirten eingehende Information über ihre Böden, die alternativen Anbaumöglichkeiten, und Meteorologie, was dem Landwirt die Entscheidung erleichtert, was er säen soll, welchen Samen er dabei einsetzen muss, und welche Mengen an Düngemitteln und Chemikalien für Insektenvertilgung er einsetzen muss. Die Information, die über Satelliten ermittelt wird, erlaubt den Landwirten ihre Effizienz zu steigern und ihren Gewinn zu erhöhen. Dieses System wurde schon in Indien von der japanischen Mitsubishi eingeführt. Los Grobo betreibt eine grosse Fläche von landwirtschaftlichem Boden, meistens durch Pacht oder Beteiligung der Besitzer am Gewinn, und ist dabei durch Einsatz grosser Maschinen und moderner Technologie sehr erfolgreich. INVAP hat schon grosse Leistungen auf dem Gebiet der Errichtung von Atomreaktoren für medizinische u.a. Zwecke, dem Bau von Fernverbindungssatelliten, und von Radaranlagen vollbracht, und geniesst internationale Anerkennung. 

			YPF

			Dieses staatlich kontrollierte Erdölunternehmen erzielte 2015 einen Gewinn von $ 4,58 Mrd., 49% weniger als 2014. Der Umsatz lag 2015 nur um 10% über dem Vorjahr, obwohl die Preise für Benzin u.a. Brennstoffe viel stärker gestiegen sind. Der reine Betriebsgewinn ging um 16% zurück, aber beim Gewinn fand ein viel stärkerer Rückgang statt, der auf die Wirkung der Abwertung auf die finanziellen Verpflichtungen zurückzuführen ist. YPF hat in den letzten Jahren über u$s 7 Mrd. an Krediten im Ausland aufgenommen. Dennoch weist die Firma darauf hin, dass die Förderung von Erdöl und Gas um 3% und die Investitionen um 4% gestiegen sind. YPF hat vorgesehen, die Investitionen 2016 um ca. 25% zu verringern und eventuell 2.000 Arbeiter ganz oder zeitlich begrenzt zu entlassen. Angeblich soll der Präsident und Geschäftsführer des Unternehmens, Miguel Galuccio, im April sein Amt verlassen. 

			Lithium X Energy

			Dieses US-Unternehmen hat von der Firma Aberdeen International 80% der lokalen Gesellschaft „Potasio y Litio de la Argentina“ gekauft. Dieses Unternehmen hat die Konzession für die Ausbeutung des Lithiumsalzvorkommens „Sal de los Angeles“ in der Provinz Salta. Das Gebiet des Bergwerks umfasst 8.156 ha und befindet sich in der Nähe des Lithiumvorkommens „Salar del hombre muerto“, eine der weltweit grössten Lithiumreserven.

			Edesur

			Dieses Stromverteilungsunternehmen gab die Inbetriebnahme der Erneuerung und Kapazitätserhöhung der Verteilungsstation Caballito bekannt. Jetzt sind es 160 MW, statt vorher nur 80 MW. Dabei wurden zwei Transformatoren erneuert. Jetzt düfte es in dieser Gegend der Stadt Buenos Aires viel weniger Unterbrechungen der Stromversorgung geben.

			Austral Gold Limited 

			Die drittgrösste Gold- und Silbermine der Provinz San Juan wechselte den Besitzer. Troy Resources Limited verkaufte für u$s 3 Mio. 51% der Aktien an Austral Gold Limited, im Besitz der von Eduardo Elzstain kontrollierten Gruppe IRSA. Der Bergbau, 200 km östlich von der Provinzhauptstadt entfernt, soll in den kommenden zwölf Monaten operativ erfolgreich arbeiten. Austral sicherte sich die Option, für weitere u$s 7 Mio. weitere 30% des Aktienkapitals zu erwerben.

			IRSA 

			Diese Gruppe plant, Schuldscheine über einen Höchstwert von u$s 360 Mio. auszustellen. Ziel dieser siebenjährigen Schuldverschreibung sei, bestehende Schulden zu tilgen. Es sollen keine neue Schulden entstehen. Die Nettoschuld von IRSA Propiedades sowie von IRSA liegt aktuell bei u$s 160 Mio. IRSA Propiedades wird mit einer Ratingnote von AA+ seitens der Agentur Fitch, und als Folge des argentinischen Defaults mit einem B- seitens von Standard & Poor´s bewertet. IRSA hat 960 Mitarbeiter, und ist Eigentümerin von 15 Einkaufszentren sowie sechs Bürogebäuden. Im vergangenen Jahr hat das Unternehmen $ 2,75 Mrd. umgesetzt. 

			Drupa

			Die Drupa ist und bleibt die weltweit führende Leitmesse für grafischen und industriellen Druck, sowie Media und Multichannel. Sie findet dieses Jahr zwischen dem 31. Mai und dem 10. Juni in Düsseldorf statt. 314.500 Experten aus über 130 Ländern nehmen daran teil, 79% der Besucher sind an Investitionsentscheidungen maßgeblich beteiligt , 131.900 Besucher mit direkten Investitionsabsichten , 188.700 sind internationale Besucher (60 %), und 96 % der Besucher sind von der drupa begeistert und empfehlen sie weiter. Für Interessenten besteht jetzt die Möglichkeit, Eintrittskarten über die Argentinisch-Deutsche Handelskammer zum Preis von E 45 für einen Tag, E 120 für drei Tage, oder E 190 für fünf Tagen zu kaufen.
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			Die grosse Sparmöglichkeit: öffentliche Bauten

			Der Staat muss sparen: das ist das Kernproblem der gegenwärtigen Wirtschaftspolitik. Die Staatsquote (Ausgaben des Staates in seinen drei Stufen bezogen auf das BIP) ist einfach zu hoch, was zu einer erdrückenden Steuerlast und dazu noch zu einem hohen Defizit führt, das 2015 bei über 7% des BIP liegt, für das es nur zum Teil eine echte Finanzierung gibt. Gewiss gibt es zunächst viele sichtbar unnötige Ausgaben, die sofort gestrichen werden können, von denen viele schon abgeschafft wurden. Doch das löst das Problem bei weitem nicht. Und dann kommt man an schwierige Probleme heran, an erster Stelle die Verringerung der Zahl der Staatsangestellten. Es besteht kein Zweifel, dass auf gut eine Million verzichnet werden könnte, was einen Betrag von gut $ 300 Mrd. pro Jahr darstellt (Gehalt plus Sozialabgaben). Das wären schon an die 4 Prozentpunkte des BIP. Doch in der Praxis ist ein derartiger Beamtenabbau undenkbar. Hier kann bestenfalls eine Ersparnis von einem Prozent des BIP pro Jahr erreicht werden. Dann kommen die Sozialausgaben, die jedoch heilig sind, wobei Macri sogar eine weitere Zunahme verspricht. Dann müssen die Staatsunternehmen unter die Lupe genommen werden, bei denen die Rationalisierung schwierig ist, und langsam vor sich geht. Bei Aerolineas Argentinas wird schon intensiv am Thema gearbeitet, aber bei anderen Unternehmen vernimmt man in dieser Beziehung nichts. Und schliesslich wird eben an den Subventionen für öffentliche Dienste gespart, was jedoch nur die finanzielle Last vom Staat auf den Konsumenten überträgt, was wirtschaftlich richtig ist, aber die Staatsstruktur überhaupt nicht ändert.

			Es wird wenig beachtet, dass bei öffentlichen Investitionen enorm viel gespart werden kann, und zwar ohne auf deren Durchführung zu verzichten. Im Gegenteil: mit viel weniger Geld kann viel mehr gemacht werden. Das mag paradox erscheinen, ist aber so. Einmal müssen die einzelnen Projekte gründlich studiert werden, was meistens nicht der Fall ist, oder nur ungenügend, was schliesslich die Kosten stark erhöht. Dann muss die Finanzierung von vorne herein verpflichtet werden, so dass von dieser Seite keine Störungen bei der Durchführung eintreten. Dann muss es auch ein Programm geben, über die Sequenz der einzelnen Phasen der Durchführung, das als PERT (auf spanisch „programa de camino crítico“) benannt wird, was dann die gesamte Bauperiode sehr verkürzt. 

			Ein Beispiel zeigt, was wir meinen. Das Riesenwasserkraftwewerk Yacyretá hat schliesslich um die u$s 12 Mrd. gekostet. Es hätten jedoch u$s 4 Mrd., und mit einer gewissen Tolerenz u$s 6 Mrd., sein sollen. Menem bezeichnete dieses Objekt seinerzeit als das Monument der Korruption. Das entspricht der allgemeinen Auffassung, gemäss der die zu hohen Baukosten auf Überpreisen und sonstigen Abzweigungen von Geldern beruhen. Indessen ist dies nur der geringste Teil des Problems. Die Kostenerhöhungen sind auch in diesem Fall im Wesen wegen der schlechten Planung und der Verzögerung der Bauzeiten in die Höhe getrieben worden. Dies hat einmal zusätzliche Zinskosten herbeigeführt, auch Zinsenzinsen, und dann auch eine enorme Aufblähung der fixen Kosten der Bauuntermen verursacht. Diese sogenannten „unproduktiven Kosten“ werden den Bauunternehmen vergütet, auch wenn sie zeitweilig untätig sind, oder effektiv kaum etwas leisten. Vor viele Jahren hat Raul Ondarts, der für den Bau des Kraftwerkes El Chocón verantwortlich war, und viel später YPF-Präsident war, eine Studie durchgeführt, in der er berechnete, dass bestimmte konkrete öffentliche Bauten, besonders Wasserkraftwerke, das dreifache dessen gekostet hatten, als sie bei rationeller Durchführung hätten kosten sollen. Dabei hat er bei Kraftwerken auch die wegen der Verzögerung nicht erzeugte Energie hinzugezählt, was wir im oben aufgeführten Fall von Yacyretá nicht getan haben. Die stark überhöhten Baukosten waren und sind in Argentinien nicht die Ausnahme, sondern die Regel, wobei Fälle wie El Chocón die Ausnahme waren. In diesem Fall ist Ondarts so vorgegangen, wie wir es hier empfehlen, mit dem Ergebnis, dass die Bauzeit sehr kurz und die Kosten niedrig waren und unter der Schätzung der Weltbank lagen. Macri erwähnte beiläufig in seiner Rede vom 1. März, dass bei Überlandstrassen die Baukosten in Argentinien in den letzten Jahren fast doppelt so hoch wie in anderen lateinamerikanischen Ländern waren. Das sollte gewiss nicht sein. 

			Die Verzögerungen und Unterbrechungen bei der Durchführung öffentlicher Bauten erfolgen zum Teil wegen Schlamperei und mangelhafter Planung, aber grundsätzlich, weil zu viele Objekte gleichzeitig in Angriff genommen werden. Das hängt auch mit der Politik zusammen. Es ist für einen Regierenden, sei es im Nationalstaat oder in den Provinzen, politisch positiv, wenn er einen öffentlichen Bau ankündigt und den Grundstein legt. Das Schlimme an der Angelegenheit ist, dass bei Bauten am Anfang der finanzielle Aufwand gering ist, so dass die falsche Entscheidung nicht auffällt. In den folgenden Jahren steigt der Betrag, der für den Bau notwendig ist, exponentiell, und das wird nicht eingeplant. Dann wird der Bau einfach verlangsamt; und gerade das ist verhängnisvoll.

			Präsident Mauricio Macri hat in seiner Rede vor dem Konkgress vom 1. März darauf hingewiesen, dass bei öffentlichen Bauten schon jetzt eine Schuld von $ 12,5 Mrd. bestehe, wobei die Vollendung sämtlicher Objekte $ 123 Mrd. beanspruche. Bei einer Bauzeit von durchschnittlich 24 Monaten, bräuchte man somit dieses Jahr $ 60 Mrd. Doch im Haushalt seien nur $ 22 Mrd. vorgesehen. Das bedeutet, dass der Bau auf Jahre hinausgeschoben wird. Hier sollte sofort eine drastische Entscheidung getroffen werden, namlich die Stillegung eines grossen Teils der Projekte, um die anderen in kurzer Zeit durchführen zu können. Die bei weitem teuerste Lösung besteht darin, dass alle Objekte langsam weitergeführt werden. 

			Einige Objekte, wie die zwei Wasserkraftwerke in Santa Cruz, sollten dabei definitiv aufgegeben werden. Auch wenn dabei die schon erfolgten Zahlungen verloren gehen und auch eine Entschädigung gezahlt werden muss, ist dies viel billiger als die Fortführung der Projekte, die einen dauerhaften Schaden für die Wirtschaft herbeiführen. Doch letzte Woche wurde bekannt, dass die Regierung die zwei Kraftwerke weiterführen will, aber mit je einer Turbine weniger, so dass die Gesamtkapazität von 1.760 MW auf 1.350 MW sinkt. Das würde die Investitionskosten pro KW, und auch die Kosten pro KwSt., die ohnehin schon doppelt so hoch sein würden als bei anderen Wasserkraftwerken, noch mehr erhöhen. Denn die Gesamtkosten des Staudammes bleiben dabei unverändert und belasten jedes MW stärker. Sollte diese absurde Entscheidung stimmen, so muss sie rückgängig gemacht werden. Es wäre nicht nur ein grosser Fehler, sondern ein falsches Signal.

			In jedem Fall muss bestimmt werden, für welche Periode der Bau stillstehen wird, und es muss vorgesehen werden, dass keine fixen Kosten entstehen. Keine leichte Arbeit! Ebenfalls ist es nicht enfach, die Auswahl zu treffen, welche Objekte Priorität haben. Das erste Kriterium ist dabei, der Prozentsatz der Vollendung, wobei die Bauten, die am meisten fortgeschritten sind, Priorität haben. Doch dann müssen noch andere Kriterien berücksichtigt werden, wie die Bedeutung jedes Projektes für das wirtschaftliche Wachstum. Die Regierung muss auf alle Fälle vermeiden, dass dabei die Politik mitmischt, so dass Projekte Vorrang haben, die einflussreiche Politiker befürworten. 

			Doch abgesehen vom konkreten Problem, das sich jetzt stellt, das sich in der argentinischen Geschichte schon unzählige Male gestellt hat, muss an einem Planungsystem für öffentliche Arbeiten gearbeitet werden, bei dem einmal die Prioritäten festgesetzt werden, und dann die verfügbaren Mitell in jedem der kommenden Jahre berücksichtigt werden. Mit dem System kann u.a. verhindert werden, dass in Zukunft mehr Projekte in Angriff genommen werden, als finanziell möglich ist. 

			Dabei muss auch die Möglichkeit der Finanzierung über die Weltbank oder die interamerikanische Entwicklungsbank berücksichtigt werden, wobei diesen internationalen Finanzinstitutionen gute Projektstudien vorgelegt werden müssen. Argentinien hat nach der Regelung des Konfliktes mit den Holdouts und der Eingliederung in die internationale Finanzwelt die Möglichkeit, sehr hohe Kreditbeträge von diesen Instituten zu erhalten, also eventuell u$s 5 Mrd. pro Jahr während einiger Jahre. Wenn es gelingt, mit diesen Krediten Beiträge des Schatzamtes für öffentliche Bauten zu ersetzen, dann bedeutet dies auch, dass das ein Teil des Defizits finanziert wird.

			Ein System der Planung öffentlicher Bauten auf mehrere Jahre wurde zum ersten Mal 1978, zur Zeit der Militärregierung, mit José A. Martinez de Hoz als Wirtschaftsminister, auf Initiative von Manuel Solanet, und zum zweiten Mal 1994 unter Präsident Carlos Menem, mit Domingo Cavallo als Wirtschaftsminister, auf Initiative von Juan José Llach, eingeführt. Das erste Mal wurde es nur einige Jahre einigermassen eingehalten, das zweite Mal wurde es einfach ignoriert. Jetzt müsste dies zum dritten Mal versucht werden. Wie es im Volksmund heisst, „das dritte ist das endgültige“ („la tercera es la vencida“). Es geht hier darum, effektiv und nicht nominell mehr zu investieren, viel besser zu investieren und ausserdem mehrere BIP-Punkte pro Jahr zu sparen. Wir reden von einer Ersparnis von mehreren Milliarden Dollar pro Jahr. So weit wir unterrichtet sind, befasst sich niemand in der Regierung mit dem Thema. Doch das kann noch nachgeholt werden, wenn Macri die Bedeutung des Themas begreift und sich dafür einsetzt. Als Bauingenieur, der sich früher in seinem Familienunternehmen SOCMA auch mit öffentlichen Bauten befasst hat, sollte er diese Problematik gut kennen, und verstehen, was wir hier dargestellt haben.
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			Die Rezession verschärft sich

			Die argentinische Wirtschaft befindet sich in den letzten Monaten in einer Rezessionsphase, die schon vor dem Regierungswechsel eingetreten ist, aber danach zugenommen hat. Noch rechnen private Wirtschaftler, die Konjunkturanalysen betreiben, mit einem BIP-Rückang für dieses Jahr von nur ca. 2%. Doch so wie sich die Lage entwickelt, tippen wir eher auf 5%, wobei wir auch zweifeln, dass es im zweiten Halbjahr 2016 wieder aufwärts geht, wie es Präsident Macri vorweggenommen hat.

			Ständig werden Daten bekannt, die diese negative Entwicklung zum Ausdruck bringen: die Einzelhandelsumsätze (in Mengen) liegen laut dem Verband CAME im Februar um 4,5% unter dem Vorjahr, die Firma Worldpanel schätzt den Konsumrückgang im 1. Quartal 2016 auf 3% bis 4%, die Bauwirtschaft verzeichnet im Februar einen interanuellen Rückgäng beim Kauf von Baumaterialien von 4%, der Konsum von Benzin und Dieselöl ist stark zurückgegangen, der Automobilverkauf ist gefallen, u.s.w. Die Sommersaison war für Fereienorte wie Mar del Plata schlecht, mit geringeren Besetzungen der Hotels, Schwierigkieten bei der Vermietung von Wohnungen und beschränkten Ausgaben der Touristen. Die Supermärkte reagierten auf den geringeren Konsum mit Rabatten und Sonderangeboten wie nie zuvor. Auch die Verkaufsketten von Haushaltsgeräten, Computern, Mobiltelefonen u.dgl. warten mit attraktiven Sonderangeboten auf

			Der schlimmste Ausdruck der Rezession ist die hohe und zunehmende Arbeitslosigkeit. Laut privaten Erhebungen betrugen die Entlassungen in diesem Jahr schon 107.000, wobei Februar über Januar liegt. Diese Zahl teilt sich etwa zu gleichen Hälften auf den staatlichen und den privaten Bereich auf. Einzelne Angaben lassen den Fall noch schlimmer erscheinen. Die Gewerkschaft der Bauarbeiter meldet ab Dezember 54.000 Entlassungen. Im allgemeinen werden seit mehreren Monaten schon keine zusätzlichen Arbeitskräfte eingestellt, wobei meistens auch die durch Pensionierung, Entlassung, Rücktritt oder Tod frei werdenden Stellen nicht ersetzt werden.

			In viele Fällen gibt es zunächst zeitlich beschränkte Aufhebungen der Beschäftigung, und in anderen, wie dem Bereich der Erdölförderung, wird mit bedeutenden Entlassungen gedroht. Die Arbeitslosigkeit, richtig berechnet (also auch einschliesslich derjenigen, die keine bezahlte Beschäftigung haben, sich jedoch nicht um eine bemühen, weil sie entmutigt sind) lag beim Regierungswechsel schon bei ca. 12% der aktiven Bevölkerung, die das INDEC im 3. Quartal 2015 mit 16,8 Mio. angibt. Das wären um die 2 Mio. Arbeitslose. Hinzu kommt noch der Umstand, dass die Unterbeschäftigten weniger Arbeit haben, da besonders Gelegenheitsbeschäftigungen nachgelassen haben. Einige Gewerkschafter befürworten jetzt ein Entlassungsverbot, was zunächst dazu führt, dass die Unternehmen vorgesehene Entlassungen beschleunigen. Von einem echten Beschäftigungsprogramm spricht niemand, weder die zuständigen Regierungsbeamten, noch die Gewerkschafter, noch die Unternehmer, noch Wirtschaftler und Arbeitsrechtler. Auch Macri nicht, der sein Wahlversprechen, für junge Menschen, die ihre erste Arbeit erhalten, die Sozialabgaben während fünf Jahren abzuschaffen, vergessen zu haben scheint. 

			Es ist naiv, einfach zu hoffen, dass sich das Problem von selber löst, wenn die Wirtschaft wieder wächst. Das dauert auf alle Fälle viel zu lange, wobei Wachstum bei der heutigen Technologie nicht unbedingt Beschäftigung schafft. 

			Die Ursachen der Rezession liegen zum Teil bei der Erbschaft, die CFK Macri hinterlassen hat, und den unvermeidlichen Sanierungsmassnahmen der neuen Regierung. Doch das ist nur ein Teil des Phänomens, das tiefere Ursachen hat. Halten wir fest:

			- Die Gesamternte von Getreide und Ölsaat liegt dieses Jahr in Mengen um bis zu 5% unter dem Vorjahr, bei Preisen, die auch um mindestens 5% unter dem Vorjahr liegen.

			- Auch die Preise der wichtigsten Bergbauprodukte, Kupfer- und Eisenerz, sind gefallen. Nur der Goldpreis hält sich.

			- Brasilien, der bei weitem wichtigste Handelspartner Argentiniens, erlebt eine tiefe Rezession, die sich direkt auf Argentinien übeträgt, besonders auf die Kfz-Industrie.

			- Der niedrige Erdölpreis hat zu einer drastischen Verringerung der Investitionen in Forschung und Förderung geführt. Um das grosse nicht konventionelle Erdöl- und Gasvorkommen Vaca Muerta ist es still geworden. Auch die Lieferanten der Erdölwirtschaft, an erster Stelle das Werk für nahtlose Stahlröhren Siderca (Techint-Konzern) werden direkt betroffen.

			- Die schweren regionalen Wirtschaftskrisen wurden zwar in den meisten Fällen dank Abwertung u.a. Massnahme gemildert, dauern aber noch an. Das bezieht sich auf Äpfel und Birnen im Thal des Rio Negro, auf Oliven, Trauben und Wein in Mendoza, San Juan u.a. Provinzen, auf Zucker und Zitronen in Tucumán, Salta und Jujuy, auf die Zitrusobsproduktion im Nordwesten und in den mesopotamischen Provinzen, und schliesslich auch auf die Milchwirtschaft u.a. Bereiche. 

			- Die öffentlichen Bauten wurden weitgehend stillgelegt, zum Teil schon unter der vorangehenden Regierung, oder der Baurythmus wurde verlangsamt, weil die Finanzierung fehlt. Bis die erwarteten Auslandskredite nicht kommen, dürfte sich dieser Zustand kaum verändern.

			- Die Inflation hat sich den letzten Monaten beschleunigt. Für das erste Bimester rechnen private Wirtschaftler mit einer Preiszunnahem von 7% bis 9%, was bei der bestehende Rezession anormal erscheint. Da die Nominallöhne zunächst hinter dieser Entwicklung zurückgeblieben sind, bedeutet dies einen geringeren Konsum. Die Regierung betreibt eine restriktive Geldpolitik, um der Inflation entgegenzuwirken; das mag in gewissem Ausmass erfolgreich sein, hat jedoch unvermeidlich eine Wirkung auf die wirtschaftliche Tätigkeit. Stabilisierung ohne Rezession ist unter den gegenwärtigen Umständen kaum möglich.

			Diese schlechte Konjunktur verheisst konfliktive Zeiten. Dabei muss man sich der Tatsache bewusst sein, dass die Überwindung der Lage gewiss nicht einfach ist und auch Vernunft von Seiten der Opposition und, vor allem, der Gewerkschaften erfordert. Die Regierung muss dabei eine harte Haltung zeigen. Eine weiche, mit Nachgiebigkeit und faulen Kompromissen, führt nur dazu, dass sich die Krise vertieft und verlängert.

			

			

		

	